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Gemeinde Lüdersdorf: Bebauungsplan Nr. 21 „Am Lüdersdorfer Graben“ 
mit örtlicher Bauvorschrift 
Bebauungsplan der Innenentwicklung gemäß § 13 a BauGB als beschleunigtes Verfahren ohne Durchführung einer Umweltprüfung 

Zusammenfassung der eingegangenen Stellungnahmen im Rahmen Behörden- und TöB-Beteiligung gem. § 4 Abs. 2 BauGB sowie der Beteili-
gung der Öffentlichkeit gem. gem. § 3 Abs. 2 BauGB (vom 07.12.2020 bis einschl. 01.02.2021), Stand 26.03.2021 
Verfahrensübersicht 

25.01.2011 Aufstellungsbeschluss durch die Gemeindevertretung der Gemeinde Lüdersdorf 

25.04.2019 Billigung des Vorentwurfes durch die Gemeindevertretung der Gemeinde Lüdersdorf und Beschluss zur Durchführung des sog. Scopings 
(frühzeitiges Beteiligungsverfahren zur Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie der Öffentlichkeit). 

11.06.2019 bis einschl. 
15.07.2019 

Öffentliche Auslegung des Vorentwurfes 

19.06.2019 bis einschl. 
22.07.2019 

Benachrichtigung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange mit Schreiben vom 19.06.2019 m. d. B. um Stellungnahme bis 
zum 22.07.2019 

07.12.2020 bis einschl. 
01.02.2021 

Öffentliche Auslegung  

ab 02.12.2020  Benachrichtigung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange mit Schreiben vom Dez. 2021 m. d. B. um Stellungnahme  

  

  
 
Abwägung über die eingegangenen Stellungnahmen 
 
1. Im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit sind keine Stellungnahme eingegangen. 
 
2. Ergebnis der Beteiligung der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange: 

Nach Berücksichtigung aller eingegangener Stellungnahmen wird zusammenfassend vorangestellt, dass vor Satzungsbeschluss eine erneute Stellungnahme der unteren Natur-
schutzbehörde des Landkreises Nordwestmecklenburg zum Artenschutz einzuholen ist.  
Aus der Stellungnahme Landesforstanstalt Mecklenburg-Vorpommern / Forstamt Grevesmühlen ergeben sich Änderungserfordernisse. In die Planung ist eine bestehende Wald-
fläche nachrichtlich zu übernehmen. Aufgrund des erforderlichen Waldabstandes werden mehrere Grundstücke in ihrer Bebaubarkeit erheblich eingeschränkt bzw. sind nicht zu 
bebauen. Es wird eine Umplanung des Entwurfes für den südwestlichen Teilbereich erforderlich. Änderungen erfolgen hinsichtlich der Verkehrsführung, der Grundstückszu-
schnitte, der Baugrenzen und weiteren daraus resultierenden Anpassungserfordernissen.  
 
Der Entwurf ist erneut auszulegen. 
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Nr. Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange 
 

eigene Stellungnahme/ Abwägung/ Beschlussempfehlung 

 
 

2.1. Keine Stellungnahmen hat abgegeben: 
 Landesamt für Umwelt, Naturschutz und Geologie M-V, mit Schreiben vom 

15.12.2020 
 

 

2.2. Eine Mitteilung, dass keine Anregungen bestehen, haben abgegeben: 
 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundes-

wehr, vom 03.12.2020 (eine weitere Beteiligung ist nicht notwendig) 
 Amt Rehna, vom 03.12.2020, 
 Polizeiinspektion Wismar, vom 03.12.2020, 
 Amt Schöneberger Land, hier Gemeinde Selmsdorf, vom 04.01.2021 
 Bergamt Stralsund, vom 11.12.2020, 
 Deutscher Wetterdienst, vom 18.12.2020 
 Amt Lauenburgische Seen, hier Gemeinde Groß Sarau, vom 22.12.2020, 
 Amt Schöneberger Land, hier Stadt Schönberg, vom 25.02.2021  

2.3. Eine Mitteilung, dass keine Bedenken bestehen, da sie nicht betroffen sind, 
haben abgegeben: 
 50hertzRTransmission GmbH, vom 02.12.2020 
 GDMcom GmbH, vom 07.12.2020 
 HanseGas GmbH, vom 16.12.2020 

 
 
2.4. Zu den vorliegenden Anregungen aus der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange: 

 
Nr.  Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange eigene Stellungnahme/ Berücksichtigung in der Planung /Beschlussempfehlung  

 
2.4.1. Landkreis Nordwestmecklenburg, Stabsstelle für Wirtschaftsförderung, Regionalentwicklung und Planen, Stellungnahme vom 15.01.2021 
 
 Grundlage der Stellungnahme bilden die Entwurfsunterlagen zur Aufstellung 

des Bebauungsplans Nr. 21 „Am Lüdersdorfer Graben“ der Gemeinde Lü-
dersdorf im beschleunigten Verfahren nach § 13 a BauGB mit Planzeichnung 
im Maßstab 1:1000, Planungsstand 28.10.2020 und die dazugehörige Be-
gründung mit gleichem Bearbeitungsstand. 
Die Beteiligung gem. § 4 Abs. 2 BauGB erfolgte in den nachfolgenden Fach-
diensten und im Abfallwirtschaftsbetrieb des Landkreises NWM:  
Stabsstelle Wirtschaftsförderung, Regionalentwicklung und Planen 

FD Bauordnung und Umwelt 
 SG Untere Naturschutzbehörde 
 SG Untere Wasserbehörde 
 SG Untere Abfall- und Immissi-

onsschutzbehörde 
 SG Untere Bauaufsichts- und 

Denkmalschutzbehörde 

FD Bau und  
Gebäudemanagement 
 Straßenbaulastträger 
 Straßenaufsichtsbehörde 

FD Ordnung/Sicherheit und  
Straßenverkehr 
 Untere Straßenverkehrsbehörde

FD Öffentlicher Gesundheitsdienst Kommunalaufsicht 

FD Kataster und Vermessung 
 

 
 
 
 
 
 
Eigene Vorbemerkung:  
Zum besseren Verständnis werden betroffene Textfestsetzungen zumindest auszugsweise 
vor der Abwägung zitiert.  
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Nr. Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange 
 

eigene Stellungnahme/ Abwägung/ Beschlussempfehlung 

 
 
 

LK-NWM 
2.4.1 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

1.) Bauleitplanung 
Nach Prüfung der vorliegenden Entwurfsunterlagen werden gemäß § 4 Abs. 
2 BauGB ergänzend nachfolgende bauplanungsrechtliche Hinweise gege-
ben. 

I. Allgemeines: 
Die Satzung sollte mit einer entsprechenden Überschrift versehen werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

II. Planerische Festsetzungen 
Die Planzeichen sind zu prüfen, wo liegt der Unterschied? 
 

Planzeichnung: 

         
 
 

III. Text – Teil B: 
Zu Textfestsetzung 6. 
Die Festsetzung ist nicht zweifelsfrei – Die Ausnahme ist eindeutig zu be-
stimmen. 
 
 
 
 

1.) Bauleitplanung 
 
 
 
zu I.) Allgemeines:  
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die erforderlichen Angaben (Plantitel, Status und 
Bearbeitungsstand) sind auf dem Zeichenkopf am rechten unteren Blattrand vermerkt.  
Ergänzend kann eine Planüberschrift erfolgen.  
 
Beschlussvorschlag: Die Satzung wird mit einer Überschrift versehen. 
 
 
 
 
 
zu II.) Planerische Festsetzungen:  
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
 
Beschlussvorschlag: Die versehentlich doppelte Signatur wird entfernt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
zu III.) Text – Teil B:  
zu Textfestsetzung 6. 
Die Textfestsetzung 6 lautet wie folgt:  

6. Grundstückszufahrten (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 u. Nr. 11 BauGB) 
Jedes Grundstück darf über höchstens eine Zufahrt in maximal 4 m Breite verfügen. Aus-
nahmsweise kann eine zweite Zufahrt zugelassen werden, wenn in einem Einzelhaus zwei 
Wohneinheiten mit getrennten Hauseingängen erschlossen werden.  
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Nr. Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange 
 

eigene Stellungnahme/ Abwägung/ Beschlussempfehlung 

 
 
 
 
 

LK-NWM 
2.4.1 

 
Forts. 
Nr. 1) 

III 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu Textfestsetzung 7. 
Diese Festsetzung ist von § 9 Nr. 11 BauGB nicht gedeckt und zu streichen. 
Wenn erforderlich, kann die Durchsetzung ggf. über § 126 BauGB geprüft 
werden. Da es sich hier aber um einen Bebauungsplan im unbebauten Be-
reich, der noch nicht vermessen ist handelt, sollten die Verkehrsflächen so 
bemessen sein, dass eine Inanspruchnahme privater Flächen nicht erforder-
lich ist.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

In diesem Fall ist festzulegen, welche Zufahrt für die Ermittlung des Bezugspunktes (vgl. 
Textfestsetzung 4.1) heranzuziehen ist. Die Lage der Zufahrten ist auf das vorhandene Er-
schließungskonzept abzustimmen. 
 
Wunsch der Gemeinde ist es die Zufahrten zu den Grundstücken auf jeweils eine zu begren-
zen. Liegen in einem Einzelhaus zwei Wohneinheiten vor, können aus städtebaulichen Grün-
den oder Erschließungserfordernissen ggf. zwei Zufahrten erforderlich werden. Dies soll aber 
nicht die Regel werden.  
Nach § 31 Absatz 1 BauGB können Ausnahmen von den Festsetzungen des Bebauungs-
plans zugelassen werden, sofern sie „…nach Art und Umfang ausdrücklich vorgesehen sind“. 
Art und Umfang und somit die Anwendungsvoraussetzung für die Ausnahme sind vorliegend 
hinreichend bestimmt. Es ist davon auszugehen, dass eine Entscheidung auf Genehmi-
gungsebene erfolgen kann. Insofern ist eine Verschiebung auf die nachgeordnete Entschei-
dungsebene hier zulässig.  
 
Beschlussvorschlag: An der Textfestsetzung Nr. 6 wird festgehalten. 
 
zu Textfestsetzung 7. 
Die Textfestsetzung 7 lautet wie folgt:  

7. Anschluss von Grundstücken an die Verkehrsfläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 
Öffentliche Anlagen wie Randsteine von Gehwegen, Fahrbahnränder, Rückstützen der Fahr-
bahn und der Gehwegbegrenzungen sowie Beleuchtungsmasten oder erforderliche Strom- 
und Fernmeldeeinrichtungen können im Einzelfall in angrenzende Grundstücke hineinragen. 
Geringfügige Grenzüberschreitungen (max. 50 cm vom Fahrbahnrand) sind durch den Ei-
gentümer zu dulden.  
 
Nach § 9 Abs. 1 Nr. 11 können Verkehrsflächen oder der Anschluss anderer Flächen an die 
Verkehrsflächen festgesetzt werden. Die vorliegende Festsetzung entspricht der gängigen 
Praxis, da auch bei Vorliegen einer Erschließungsplanung nicht alle Eventualitäten abschlie-
ßend im BP abzubilden sind.  
Vorliegend sollen die Beleuchtungsmasten gem. Forderung der Straßenaufsichtsbehörde (s. 
hierzu Stellungnahme am Ende dieser Gesamtstellungnahme des LK) außerhalb des 
Lichtraumprofils und daher auf privaten Flächen angeordnet werden. An anderer Stelle im 
Gemeindegebiet wurde ähnlich verfahren. Die Absicherung erfolgte hier über ein Leitungs-
recht für jeden einzelnen Mastenstandort.  
Es ist aber vorstellbar, dass z.B. auch ein Betonunterbau für die Herstellung der Rücken-
stütze oder ein (zum derzeitigen Planungsstand noch nicht feststehender) Fernmeldekasten 
im Einzelfall geringfügig in die privaten Grundstücke hereinragt. Daher wird die alleinige Fest-
setzung und Sicherung nur der Beleuchtungsstandorte als nicht ausreichend angesehen. Die 
Lampenstandorte würden zudem mit einer solchen Festsetzung Bestandteil des Bebauungs-
planes und somit nicht ohne Weiteres zu verändern (z. B. zu verschieben oder zu entfernen 
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Nr. Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange 
 

eigene Stellungnahme/ Abwägung/ Beschlussempfehlung 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

LK-NWM 
2.4.1 

 
Forts. 
Nr. 1) 

III 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
Zu Textfestsetzung 9.1  
Worauf stellt vollständig ab? Da es sich hier nicht um eine Ausgleichspflan-
zung handelt, sondern die Festsetzung aus grüngestalterischen Aspekten 
der Gemeinde erfolgt, sollte auf mindestens 1 Baum pro Grundstück abge-
stellt werden.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu Textfestsetzung 9.2  
Die Festsetzung ist nicht eindeutig und zweifelsfrei. Nach der Begründung 
ist die Gemeinde nur für die Pflege zuständig, dann sollte die Anpflanzung 
im städtebaulichen Vertrag mit gesichert werden.  
 

falls störend). Hier wird seitens der Gemeinde perspektivisch eine größere Flexibilität ge-
wünscht. 
§ 126 BauGB (Pflichten des Eigentümers) legt bereits fest, dass Eigentümer das Anbringen 
von Haltevorrichtungen und Leitungen für Beleuchtungskörper der Straßenbeleuchtung ein-
schließlich der Beleuchtungskörper und des Zubehörs sowie Kennzeichen und Hinweisschil-
dern für Erschließungsanlagen zu dulden haben. Hierfür ist keine separate Festsetzung er-
forderlich.  
 
Beschlussvorschlag: An der Textfestsetzung Nr. 7 wird festgehalten. 
zu Textfestsetzung 9.1. 
Die Textfestsetzung 9.1 lautet auszugsweise wie folgt:  
„….Auf den privaten Grundstücken ist je volle 100 m² vollständig versiegelte Fläche ein Baum 
zu pflanzen und dauerhaft zu unterhalten.“ 
Der Hinweis wird berücksichtigt.  
Darüber hinaus wird die Textfestsetzung 9.1 ergänzt. 
Im südöstlichen Rand des Plangebietes befindet sich zum einen Eichenbestand, der gem. 
§ 18 NatSchAG M-V und gleichzeitig gem. Baumschutzsatzung der Gemeinde Lüdersdorf 
unter Schutz steht und daher zu erhalten ist. Hierdurch entsteht ein nicht unerheblicher Un-
terhaltungsaufwand für die zukünftigen Eigentümer. Gleiches geht für die Grundstücke mit 
bereits festgesetzter Pflanzbindung. Sie sollen daher von der ergänzenden Baum-Pflanz-
pflicht auf den privaten Grundstücken ausgenommen werden.  
 
Von dieser Ergänzung der Festsetzung sind ausschließlich die am südlichen Rand des Plan-
gebietes gelegenen Grundstücke betroffen. Es gibt kein Ausgleichserfordernis und die Fest-
setzung der Baumpflanzungen dient im Wesentlichen gestalterischen Aspekten. Durch die 
nur marginale Änderung werden die Grundzüge der Planung nicht berührt. Zugleich erfolgt 
damit ein weiterer Hinweis auf die geltende Baumschutzsatzung in der Planzeichnung. 
 
Die Textfestsetzung 9.1 lautet zukünftig wie folgt: 
Auf den privaten Grundstücken ist aus gestalterischen Gründen mindestens ein Baum zu 
pflanzen und dauerhaft zu erhalten.  
Ausgenommen von dieser Festsetzung sind Grundstücke auf denen erhaltenswerter Baum-
bestand gem. der Baumschutzsatzung der Gemeinde Lüdersdorf vorhanden ist oder auf de-
nen eine Fläche mit Bindungen für die Bepflanzung festgesetzt ist. 
 
Beschlussvorschlag: Die Testfestsetzung Nr. 9.1 wird gemäß der vorausgegangenen 
Ausführungen geändert.  
 
zu Textfestsetzung 9.2  
Die Festsetzung bezieht sich auf Art und Umfang der Pflanzmaßnahmen sowie eine gene-
relle Unterhaltungspflicht und ist insofern eindeutig.  
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Nr. Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange 
 

eigene Stellungnahme/ Abwägung/ Beschlussempfehlung 

 
 
 
 

LK-NWM 
2.4.1 

 
Forts. 
Nr. 1) 

III 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
Zu Textfestsetzung 13 
Die Versorgungsträger sollten hier mit benannt werden.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 

IV. Begründung 
In der Begründung sind die gegebenen Hinweise und Ergänzungen einzu-
stellen. 
Zu 4.1 Seite 17 
Das Flurstück 212/16 ist nur entsprechend der genehmigten Nutzung im Be-
stand geschützt und muss bei Umnutzung den Festsetzungen des Bebau-
ungsplanes entsprechen, unabhängig von den Eigentumsverhältnissen.   
 
 
Zu 4.2 Seite 19 und 20  
Staffelgeschosse sind gem. § 2 Abs.6 LBauOM-V als Vollgeschosse zählen. 
Die Begründung ist anzupassen. 
 
 
Zu 4.4 Seite 22 
Die Einliegerwohnung ist einer Doppelhaushälfte gem. Festsetzung ausge-
schlossen. Begründung und Festsetzung sind in Übereinstimmung zu brin-
gen.  
 
 
Zu 4.6 Seite 25 
Da der Lärmschutzwall für die Umsetzung der Planung erforderlich ist. Muss 
zumindest die in Aussichtstellung der Ausnahmegenehmigung zum Sat-
zungsbeschluss vorliegen. Ich weise weiter darauf hin, dass die Wohnnut-
zung erst nach Fertigstellung der Lärmschutzmaßnahme erfolgen kann.  
 

Die Umsetzung der Anpflanzung und deren zukünftige Pflege sind ggf. ergänzend über den 
städtebaulichen Vertrag zu sichern. Dieser ist nicht Gegenstand des Bebauungsplans. 
 
Beschlussvorschlag: An der Textfestsetzung Nr. 9.2 wird festgehalten.  
 
zu Textfestsetzung 13  
In der Textfestsetzung 13 wird ein Leitungsrecht zugunsten des Versorgungsträgers festge-
setzt. Die Festsetzung „…zu Gunsten des Versorgungsträgers“ ist grundsätzlich ausrei-
chend, da Versorgungsträger wechseln können.  
Unter der Textfestsetzung Nr. 14 zum Leitungsschutz besteht zudem ein ergänzender Hin-
weis auf den aktuellen Netzbetreiber (der im Übrigen gerade von der Lübeck Netz GmbH in 
TraveNetz GmbH umbenannt wurde). 
 
Beschlussvorschlag: An der Textfestsetzung Nr. 13 wird festgehalten. Unter der Fest-
setzung Nr. 14 wird der neue Betreibername redaktionell ergänzt.  
 
zu IV.) Begründung:  
 
zu 4.1 Seite 17: 
Die Feststellung trifft für alle Bestandsnutzungen im Plangebiet zu.  
In der Begründung wird erläutert, dass das Flurstück 2016/16 zukünftig als Baugrundstück 
privat genutzt werden soll. Eine Bestandsnutzung ist insofern nicht angestrebt. 
 
Ein Beschluss ist nicht erforderlich.  
 
zu 4.2 Seite 19 und 20: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
Beschlussvorschlag: Die Begründung wird angepasst.  
 
zu 4.4 Seite 22:  
Sowohl in der Textfestsetzung als auch in der Begründung steht bereits explizit, dass in Dop-
pelhäusern höchstens eine Wohneinheit je Haushälfte zulässig ist. Damit sind Einliegerwoh-
nungen in Doppelhaushälften ausgeschlossen. Es ergibt sich kein Änderungserfordernis.  
 
Beschlussvorschlag: An der Planung wird unverändert festgehalten. 
 
zu 4.6 Seite 25 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Ausnahmegenehmigung ist beantragt.  
Ein Ergebnis liegt noch nicht vor. 
 
Beschlussvorschlag: An der Planung wird festgehalten. Satzungsbeschluss erfolgt 
erst nachdem die Ausnahmegenehmigung in Aussicht gestellt wird.  
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LK-NWM 
2.4.1 

 
Forts. 
Nr. 1) 

IV 
 

Zu 4.12 Seite 40 letzter Satz 
Die Aussage ist mit den Ausführungen auf Seite 34/35 zu prüfen.  
 
 
 
 

zu 4.12 Seite 40 letzter Satz 
Unter Nr. 4.12 Seite 40 / letzter Satz erfolgt ein Hinweis, dass die vorliegenden Baugrunder-
kundigungen keine gebäudebezogenen Gründungsgutachten ersetzen. Zuvor wird erläutert, 
dass anstelle der für den Straßenbaukörper erforderlichen Böschung auch eine Stützmauer 
errichtet werden kann.  
Auf Seite 34/35 geht es um Artenschutzbelange und Vermeidungsmaßnahmen, wie z. B. die 
Anwendung der sog. Bauzeitenregelungen im Zuge der Erschließung. Der Bezug ist insofern 
nicht nachvollziehbar. Mit den benannten Vermeidungsmaßnahmen werden die Belange des 
Artenschutzes berücksichtigt. 
 
Ein Beschluss ist nicht erforderlich.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

LK-NWM 
2.4.1 

 
 

Nr. 2) 
1 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

2.) FD Bauordnung und Umwelt 

 
Die Stellungnahme weist auf erhebliche entgegenstehende Be-
lange hin, die im Rahmen der bauleitplanerischen Abwägung 
kaum überwindbar sind. 

 

Die Stellungnahme weist auf entgegenstehende Belange hin, 
die im Rahmen der bauleitplanerischen Abwägung berücksichtigt 
werden müssen.

 

X 
Die Stellungnahme weist auf keine entgegenstehenden Belange 
hin. 
 

 

 
1. Eingriffsregelung: 
Aufgrund der planungsrechtlichen Einordnung nach § 13a BauGB, ist die 
Eingriffsregelung vorliegend nicht anzuwenden. 
 
Allee- Einzelbaumbaumschutz:  
Eine Fällgenehmigung wurde für die Fällung nicht verkehrssicherer Bäume 
bereits erteilt. Aus der Begründung geht allerdings hervor, dass noch weitere 
Bäume gefällt werden müssen.  
 
Es ist im weiteren Verfahren zu prüfen, ob von der Planung nach § 18 oder 
19 NatSchAG M-V geschützte Bäume betroffen sind. Der geschützte Baum-
bestand ist im weiteren Planverfahren in der Planzeichnung darzustellen. Es 
ist unzulässig geschützte Bäume zu beseitigen, zu zerstören, zu beschädi-
gen oder erheblich zu beeinträchtigen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
zu 1. Eingriffsregelung: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es ergibt sich kein Änderungserfordernis.  
Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
 
 
zu Allee- Einzelbaumbaumschutz:  
Im Südosten des Plangebietes befinden sich 4 Eichen (bzw. 3, s. eine davon ist mehrstäm-
mig), die sowohl gem. § 18 NatSchAG M-V als auch gleichzeitig gem. der Baumschutz-
satzung der Gemeinde Lüdersdorf geschützt sind.  
Die Planung berücksichtigt den Baumbestand. Der geschützte Baumbestand wurde auf-
genommen und ist nachrichtlich Bestandteil der Planzeichnung. Auf der Planzeichnung 
wird zudem ergänzend auf die rechtswirksame Baumschutzsatzung der Gemeinde Lü-
dersdorf hingewiesen.  
 
Eine zeichnerische Festsetzung als zu erhaltender Baum nach §9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB 
wurde hingegen in der Planzeichnung bewusst nicht getroffen, da eine solche Festsetzung 

Untere Naturschutzbehörde: Frau Meißner 
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LK-NWM 
2.4.1 

 
Forts. 
Nr. 2) 

1 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Bei Betroffenheit von Alleebäumen oder einseitigen Baumreihen sind Mög-
lichkeiten der Vermeidung zu prüfen. Sind Fällungen oder Beeinträchtigun-
gen dieser Bäume trotz Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen nicht 
auszuschließen, ist im weiteren Planverfahren ein begründeter Antrag auf 
Befreiung von den Verboten des § 19 NatSchAG M-V bei der unteren Natur-
schutzbehörde zu stellen. Im Genehmigungsverfahren sind dazu die aner-
kannten Naturschutzverbände zu beteiligen. Der Ausgleich für die Fällung 
oder Beeinträchtigung dieser Bäume richtet sich nach dem Alleenerlass.  
 
Handelt es sich um Bäume, die nach § 18 NatSchAG M-V gesetzlich ge-
schützt sind, so ist für notwendige Fällungen die Genehmigung vor Sat-
zungsbeschluss bei der unteren Naturschutz-behörde einzuholen. Für die 
Festlegung und Art und Umfang der notwendigen Kompensation wird auf die 
Hinweise zur Eingriffsregelung (LUNG 2018) sowie den Baumschutzkom-
pensations-erlass verwiesen. 
 
Die Standorte für die Ausgleichspflanzungen sind flurstücksgenau zu benen-
nen und in einem Lageplan darzustellen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung zum B-Plan:  
Es wird mitgeteilt, dass auf den Flurstücken ca. 47 neue Bäume zu pflanzen 
sind. Die Qualitäten müssen den Hinweisen zur Eingriffsregelung entspre-

durch städtebauliche Gründe gerechtfertigt sein muss. Sie ist insofern deutlich abzugren-
zen von naturschutzrechtlichen Regelungen, Baumschutzsatzungen o.ä. Diese allein 
rechtfertigen keine Festsetzung einer Erhaltungsbindung.  
 
Wie in der Begründung erläutert, sollen die Bäume erhalten werden. Es ist jedoch möglich, 
dass ggf. für die Erschließung eines Grundstücks Bäume entnommen werden müssen. Da 
noch keine Hochbauplanung für das entsprechende Grundstück vorliegt, können hierzu zu 
diesem Zeitpunkt keine konkreten Aussagen getroffen werden.  
 
Die UNB fordert nun, dass erforderliche Fällgenehmigungen vor Satzungsbeschluss ein-
zuholen sind und dass die Ausgleichspflanzungen flurstücksgenau zu benennen sind.  
Konflikte, die mit der Planung verbunden sind, sollen auf der Ebene der Bauleitplanung 
geklärt werden. Eine abschließende Konfliktlösung durch die Bebauungsplanung ist vor-
liegend jedoch nicht möglich.  
Beim Vorliegen sehr kleinräumiger Bereiche und in diesem Fall einer Problemlage, die 
lediglich ein Grundstück betrifft, darf die Gemeinde „planerische Zurückhaltung“ üben.  
Vor dem Hintergrund, dass nur ein Grundstück betroffen ist, wird der bereits vorhandene 
Hinweis auf die bestehenden Baumschutzsatzung in eine Textfestsetzung umgewandelt 
und mit einer Ausnahmeregelung ergänzt: 
 
Der in der Planzeichnung entsprechend gekennzeichnete Baumbestand ist gem. der Sat-
zung zum Schutz der Bäume der Gemeinde Lüdersdorf geschützt.  
Sofern dies für die Erschließung eines Grundstücks erforderlich ist, kann ausnahmsweise 
eine Beseitigung von geschütztem Baumbestand erfolgen. Die Ausnahme ist schriftlich bei 
der Gemeinde Lüdersdorf bzw. beim Amt Schönberger Land zu beantragen. 
Bei Verlust eines geschützten Baumes ist Ersatz gleicher Art durch Neupflanzungen mit 
einem Stammumfang von mindesten 14/16 cm auf demselben Grundstück zu schaffen. 
 
Mit einer solchen Festsetzung wären zugleich die Ausgleichspflanzungen festgelegt und flur-
stücksgenau benannt. Die Grundzüge der Planung werden durch diese Textfestsetzung nicht 
berührt, da die Baumschutzsatzung bereits heute greift und die Festsetzung deren Inhalt 
entspricht.  
 
Beschlussvorschlag: Es wird, wie zuvor benannt, eine Textfestsetzung zum Baum-
schutz mit Ausnahmeregelung ergänzt. Der Hinweis zum Baumschutz entfällt im Ge-
genzug.  
 
zu Begründung zum B-Plan:  
Aufgrund der Anwendung des §13a BauGB ist eine Eingriffsregelung nicht anzuwenden. In-
sofern müssen die gewählten Qualitäten hier nicht den nebenstehenden Anforderungen ent-
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LK-NWM 
2.4.1 

 
Forts. 
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1 
 
 
 

LK-NWM 
2.4.1 
Nr. 2) 

1 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

chen. Der Stammumfang hat deshalb 14 – 16 cm zu betragen. Nach Mög-
lichkeit sind die Anpflanzungen in der Planzeichnung der Satzung festzuset-
zen.  
 
 
 
2. Artenschutz: Herr Höpel:  
Es kann derzeit nicht abschließend festgestellt werden, dass infolge der Um-
setzung der Planung das Eintreten der Zugriffsverbote des § 44 Abs. 1 Nr. 3 
BNatSchG ausgeschlossen ist. Insbesondere im Hinblick auf den Verlust der 
Lebensstätten der in den Gebäuden festgestellten Rauchschwalben sowie 
der Höhlen- und Nischenbrüter kann der Argumentation des Artenschutz-
rechtlichen Fachbeitrages sowie der Begründung zum B-Plan nicht gefolgt 
werden. 
 
Daher ist der Artenschutzrechtliche Fachbeitrag (AFB) zu überarbeiten/zu 
ergänzen und erneut zur Stellungnahme vorzulegen. Notwendige vorgezo-
gene Ausgleichsmaßnahmen (CEF) 
sind entsprechend darzustellen und in die Begründung und Satzung mit aus-
zunehmen. 
 
Eine abschließende Stellungnahme wird nach Vorlage der überarbeiteten 
Unterlagen abgegeben. 
 
Begründung: 
Gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG ist es u.a. verboten, wild lebende Tiere der 
besonders geschützten Arten zu verletzen oder zu töten, bzw. deren Fort-
pflanzungs- oder Ruhestätten zu beschädigen oder zu zerstören. Ferner ist 
es verboten, wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der euro-
päischen Vogelarten erheblich zu stören, so dass sich dadurch der Erhal-
tungszustand der lokalen Population verschlechtern kann. 
 
Die voraussichtlichen Auswirkungen der Planung auf Arten, die einen 
Schutzstatus gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG aufweisen sind darzustellen, 
dabei können auch ggf. erforderliche Vermeidungs- bzw. vorgezogene Aus-
gleichs-(CEF)Maßnahmen mit in die Bewertung einfließen.  
 
Die vorgelegte Planung enthält einen Artenschutzrechtliche Fachbeitrag 
(AFB), darin wird ausgeführt, dass bei Einhaltung und Umsetzung von Ver-
meidungsmaßnahmen, hier zur zeitlichen Beschränkungen bei der Baufeld-
freimachung und dem Gebäudeabriss, sowie von CEF-Maßnahmen für Fle-
dermäusen, Verstöße gegen die Zugriffsverbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG 

sprechen. Eine lagegenaue Festsetzung in der Planzeichnung ist nicht möglich, da die Be-
bauung auch die Gartengestaltung individuell erfolgen und in der Bauleitplanung hierzu keine 
Angaben gemacht werden sollen und können.  
 
Beschlussvorschlag: An der Planung wird unverändert festgehalten. 
 
zu 2. Artenschutz:  
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Es sind entsprechende vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen (CEF) vorzusehen und im BP 
textlich festzusetzen. Der AFB ist entsprechend anzupassen.  
 
Es sind zeitnah 15 Nester für Rauchschwalben und 12 Nester für Gebäude-/Nischenbrüter 
an geeigneter Stelle zu ersetzen. Die Maßnahme ist durch eine Baulast ö. ä. zu sichern. Die 
überarbeiteten Unterlagen sind der UNB zur abschließenden Stellungnahme vorzulegen. 
 
 
 
 
Beschlussvorschlag: Die erforderlichen Vermeidungs- und CEF-Maßnahmen im Sinne 
des Artenschutzes werden in die Satzung des B-Planes aufgenommen. Die Stellung-
nahme der UNB zum Artenschutz ist erneut einzuholen. 
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LK-NWM 
2.4.1 

 
Forts. 
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2 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

nicht zu erwarten sind. In die Satzung, hier Teil B-Text, wurden diese Maß-
nahmen teilweise mit aufgenommen.  
 
Für die in den abzureißenden Gebäuden ebenfalls nachgewiesenen Brutvo-
gelarten und der damit verbundenen Beseitigung ihrer Lebenstätten, hier 
insbesondere Rauchschwalben und Nischenbrüter, wurde keine weiteren 
Maßnahmen vorgesehen. Es wurde auf die im Umfeld vorhandenen dörfli-
chen Strukturen verwiesen, auf welche die Arten ausweichen können.  
 
Diese Einschätzung kann hier so nicht zum Tragen kommen, da in der Regel 
die dort vorhanden Reviermöglichkeiten bereits genutzt werden dürften und 
es sich nach den Aussagen des AFB eben nicht um einzelne Nester handelt, 
sondern bei den Rauchschwalben um 15 Nester und bei den Gebäude-/Ni-
schenbrütern um insgesamt 12 Nester. Somit kann derzeit nicht davon aus-
gegangen werden, dass die ökologische Funktion im räumlichen Zusam-
menhang gewahrt bleibt, es läge damit ein Verstoß gegen den Verbotstat-
bestand des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG vor. Um dies zu vermeiden sind 
entsprechende vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen (CEF) vorzusehen 
und mit festzusetzen. 
 
Sämtliche Vermeidungs- und CEF-Maßnahmen sind in die Satzung des B-
Planes aufzunehmen. 
Die Wirksamkeit der CEF-Maßnahmen ist der Unteren Naturschutzbehörde 
im weiteren Verfahren spätestens zum Zeitpunkt der Beeinträchtigung für die 
jeweiligen Arten nachzuweisen (Froelich & Sporbeck 2012). 
 
Bei Abweichung von den Verbotstatbeständen im Rahmen eines Vorhabens 
bedürfen Bauleitplanungen selbst keiner Ausnahmegenehmigung, jedoch 
sind die im Ergebnis einer rechtswirksamen Bauleitplanung zulässigen 
Handlungen, die gegen Verbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG verstoßen, aus-
nahmepflichtig gemäß § 45 Abs. 7 BNatSchG. Sofern ein solcher Ausnah-
meantrag erforderlich wird, sollten bereits auf Ebene der Bauleitplanung ent-
sprechende Begründungen dargelegt werden, dies insbesondere, da der Ab-
brruch der Altgebäude Voraussetzung für die Umsetzung der vorliegenden 
Planung ist. 
 
Da das Eintreten der Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 BNatSchG derzeit 
nicht ausgeschlossen werden kann, kann der Planung aktuell nicht zuge-
stimmt werden. Die Unterlagen sind zu überarbeiten und erneut zur Stellung-
nahme vorzulegen. 
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3. Biotopschutz: Herr Berchtold-Micheel 
Lt. Biotopverzeichnis und Planbegründung ist die Umsetzung der Pla-
nungsabsichten nicht mit Eingriffen in Biotope verbunden, die nach § 20 
Abs. 1 NatSchAG besonders geschützt sind. 
 
 
4. Europäische Vogelschutzgebiete: Herr Berchtold-Micheel 
Ein Europäisches Vogelschutzgebiet ist nicht betroffen. 
 
5. Natura 2000/ GGB: Herr Höpel 
Ein Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeutung (GgB) ist von dem Plan nicht 
betroffen. 
 

Rechtsgrundlagen 

BNatSchG Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli 2009 (BGBl. S. 2542) 
in der jeweils gültigen Fassung  

NatSchAG M-V Gesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern zur Aus-
führung des Bundesnaturschutzgesetzes (Naturschutzausführungsge-
setz – NatSchAG M-V) vom 23. Februar 2010 (GVOBl. 2010 S. 66 ff.) 
in der jeweils gültigen Fassung 

GLRP WM Gutachtlicher Landschaftsrahmenplan Westmecklenburg, 1. 
Fortschreibung September 2008, Herausgeber: Landesamt für Um-
welt, Naturschutz und Geologie Mecklenburg-Vorpommern  

Verzeichnis der gesetzlich geschützten Biotope im Landkreis Nord-
westmecklenburg Landesamt für Umwelt, Naturschutz und Geologie 
Mecklenburg-Vorpommern (2000): Grundlagen der Landschaftspla-
nung in Mecklenburg-Vorpommern, Band 4 a. Verzeichnis der gesetz-
lich geschützten Biotope im Landkreis Nordwestmecklenburg.  

EG-Vogelschutzrichtlinie Richtlinie 2009/147/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates v. 30. November 2009 über die Erhaltung 
der wildlebenden Vogelarten (kodifizierte Fassung) (Amtsblatt der Eu-
ropäischen Union 2010 L20/7)  

Natura 2000-LVO M-V Landesverordnung über die Natura 2000-Gebiete 
in Mecklenburg-Vorpommern v. 12. Juli 2011 

 
 
 
 

zu 3. Biotopschutz:  
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
 
 
 
zu 4. Europäische Vogelschutzgebiete:  
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
 
zu 5. Natura 2000/ GGB:  
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
 
 
 
 
Die nebenstehenden Rechtsgrundlagen wurden im Zuge der Planung berücksichtigt. 
Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
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Forts. 
 
 
 
 

Die Stellungnahme weist auf erhebliche entgegenstehende Be-
lange hin, die im Rahmen der bauleitplanerischen Abwägung 
kaum überwindbar sind. 

 

Die Stellungnahme weist auf entgegenstehende Belange hin, 
die im Rahmen der bauleitplanerischen Abwägung berücksichtigt 
werden müssen. 

 

Die Stellungnahme weist auf keine entgegenstehenden Belange 
hin. 
 

X 

 
Abfallrechtliche Belange sind durch die Planung nicht in erheblichem Maße 
berührt. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
zu abfallrechtliche Belange: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
 

 
LK-NWM 
2.4.1 

 
Forts. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
LK-NWM 

 

Die Stellungnahme weist auf erhebliche entgegenstehende Be-
lange hin, die im Rahmen der bauleitplanerischen Abwägung 
kaum überwindbar sind. 

 

Die Stellungnahme weist auf entgegenstehende Belange hin, 
die im Rahmen der bauleitplanerischen Abwägung berücksichtigt 
werden müssen. 

 

Die Stellungnahme weist auf keine entgegenstehenden Belange 
hin. 
 

X 

 
Das Plangebiet wurde früher als Technikstützpunkt genutzt. Es handelt sich 
um eine Maßnahme der Innenentwicklung und um eine Wiedernutzbarma-
chung von Flächen. 
Da keine nicht bereits baulich genutzten Flächen überplant werden, ist dies 
ist aus bodenschutzrechtlicher Sicht zu begrüßen. 
Die „Orientierende Untersuchung zur Einschätzung altlasten- und abfallwirt-
schaftlicher Sachverhalte sowie zur Baugrundsituation“, Kiwa Control GmbH 
Schwenn, 15.04.2013 ergab, dass schädliche Bodenveränderungen und 
konkrete Gefährdungen der menschlichen Gesundheit bzw. des Schutzgu-
tes Grundwassers im bodenschutzrechtlichen Sinne mit hoher Wahrschein-
lichkeit auszuschließen sind. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
zu Bodenschutz: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
Die Abbruch- und Erschließungsmaßnahmen sind bereits mit einhergehender bodenkundli-
chen Baubegleitung eingeleitet.  
 
Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
 
 
 
 
 

Untere Abfallbehörde: Herr Scholz 

Untere Bodenschutzbehörde: Herr Scholz 
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Die Baugrunduntersuchung-Nr. 025050.4, ERWATEC Arndt Ingenieurge-
sellschaft für Baugrundgutachten und Umwelttechnik mbH, Kiel, 13.05.2020, 
ergab keine Hinweise auf schädliche Bodenveränderungen. 
In Anlehnung an KIWA wird höchst vorsorglich empfohlen, den vorhande-
nen Oberboden nicht für Nutzungen der Wirkungspfade Boden – Mensch 
und Boden – Nutzpflanze vorzusehen. Garten- und Spielflächen sollten 
also mit mindestens 30 cm Oberboden versehen werden, der die Vorsorge-
werte gemäß Anhang 2 Nr. 4 Bundesbodenschutzverordnung einhält und 
einen geeigneten Humusgehalt aufweist. Abgetragene Böden können für 
Auffüllungen innerhalb des Plangebiets verwendet werden. Böden, die ent-
sorgt werden sollen, sind zu untersuchen und zu deklarieren, um eine ge-
eignete und möglichst hochwertige Verwertung finden zu können. 
 
Die Erschließungsmaßnahmen sollten mit einer bodenkundliche Baubeglei-
tung gemäß DIN 19639 durchgeführt werden. Das vorhabenbezogene Bo-
denschutzkonzept sollte mit der unteren Bodenschutzbehörde abgestimmt 
werden.  
Die DIN 19639 „Bodenschutz bei Planung und Durchführung von Bauvor-
haben“ konkretisiert die Anforderungen an den vorsorgenden Bodenschutz 
gemäß § 7 Bundes-Bodenschutzgesetz. 
Der Anwendungsbereich der DIN 19639 ist durch die Baumaßnahme eröff-
net, da eine Eingriffsfläche von mehr als 5.000 m² betroffen ist. 
Die DIN 19639 sieht bereits während der Planungsphase die Ausarbeitung 
eines vorhabenbezogenen Bodenschutzkonzepts vor, das während der 
Ausschreibung und der Ausführung der Bauarbeiten zur Anwendung 
kommt. 
Hierzu ist die Beauftragung einer bodenkundlichen Baubegleitung erforder-
lich. Die Bodenkundliche Baubegleitung erstellt das Bodenschutzkonzept, 
betreut und dokumentiert seine Umsetzung im Auftrag des Vorhabenträgers. 
Sie verfügt über Fachkenntnisse zum Bodenschutz und kann Leistungen des 
vorsorgenden Bodenschutzes von der Genehmigungsplanung und Erstel-
lung des Bodenschutzkonzeptes über die Begleitung des Bauvorhabens und 
Rekultivierung bis hin zum Bauabschluss bzw. zur Zwischenbewirtschaftung 
übernehmen (Bodenmanagement). 
 

 
 
 
 

 
LK-NWM 
2.4.1 

 
 Untere Immissionsschutzbehörde: Herr Faasch 
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Die Stellungnahme weist auf erhebliche entgegenstehende Be-
lange hin, die im Rahmen der bauleitplanerischen Abwägung 
kaum überwindbar sind. 

 

Die Stellungnahme weist auf entgegenstehende Belange hin, 
die im Rahmen der bauleitplanerischen Abwägung berücksichtigt 
werden müssen.

 

 
Die Stellungnahme weist auf keine entgegenstehenden Belange 
hin. 
 

X 

Seitens der Unteren Immissionsschutzbehörde bestehen keine Bedenken, 
Anregungen oder Versagensgründe gegen den Entwurf der Satzung der Ge-
meinde Lüdersdorf über den Bebauungsplan Nr. 21 „Am Lüdersdorfer Gra-
ben“ mit Bearbeitungsstand vom 28.07.2020, da die Belange des Immissi-
onsschutzes hinreichend berücksichtigt wurden. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
zu Immissionsschutz: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
 
 

 
LK-NWM 
2.4.1 

 
Forts. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Die Stellungnahme weist auf erhebliche entgegenstehende Be-
lange hin, die im Rahmen der bauleitplanerischen Abwägung 
kaum überwindbar sind. 

 

Die Stellungnahme weist auf entgegenstehende Belange hin, 
die im Rahmen der bauleitplanerischen Abwägung berücksichtigt 
werden müssen. 

 
 

Die Stellungnahme weist auf keine entgegenstehenden Belange 
hin. 
 

X 

1. Wasserversorgung: 
Das Vorhaben wird nicht durch Trinkwasserschutzzonen berührt. Die Ver-
sorgungspflicht mit Trink- und Brauchwasser besteht gem. § 43 Abs. 1 
LWaG für den Zweckverband Grevesmühlen. Anschlussgestattungen für die 
Versorgung sind mit dem Zweckverband zu vereinbaren. 
 
2. Abwasserentsorgung:  
Nach § 40 Abs. 1 LWaG obliegt die Abwasserbeseitigungspflicht den Ge-
meinden.  
Die Gemeinde hat diese Pflicht gemäß § 40 Abs. 4 Satz 1 LWaG auf den 
Zweckverband Grevesmühlen übertragen.  
 
3. Niederschlagswasserbeseitigung: 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
zu 1. Wasserversorgung: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
 
Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
 
zu 2. Abwasserentsorgung: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
 
Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
 
 
zu 3. Niederschlagswasserbeseitigung: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
Die wasserrechtliche Erlaubnis wird beantragt.

Untere Wasserbehörde: Herr Schawe 
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Für die Versickerung des Oberflächenwassers der öffentlichen Flächen ist 
bei der Unteren Wasserbehörde eine wasserrechtliche Erlaubnis zu bean-
tragen.  
 

WHG Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts in der Neufassung des 
Art.1 des Gesetzes zur Neuregelung des Wasserrechts vom 31.Juli 2009 
(BGBl. I S. 2585) zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 04. 
Dezember 2018(BGBI. S. 2254) 
LWaG Wassergesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern vom 30.No-
vember 1992 (GVOBl. M-V S.669), zuletzt mehrfach geändert durch Art. 2 
des Gesetzes vom 5. Juli 2018 (GVOBl. M-V S. 221, 228)

 
Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
 
 
 
 
 
 
 
Die nebenstehenden Rechtsgrundlagen wurden im Zuge der Planung berücksichtigt. 
Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 

 
 
 
 

LK-NWM 
2.4.1 

 
Forts. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

FD Bau und Gebäudemanagement 
Straßenaufsichtsbehörde 
Entsprechend den vorliegenden Planunterlagen ergeht folgende Stellung-
nahme: 

1. Für die zu planenden Straßen und Nebenanlagen sind die Ausbau-
breiten, Sicherheitsabstände, Grundmaße für Verkehrsräume und 
lichte Räume von Kraftfahrzeugen, Radfahrern und Fußgängern, 
Flächen für Kurvenfahrten (Kurvenverbreiterungen) und Sichtwei-
ten entsprechend RASt 06 einzuhalten. Maste der Straßenbeleuch-
tung, Schaltschränke usw. sind außerhalb des Lichtraumprofils der 
Straßen und Nebenanlagen anzuordnen. Flächen für Abstände zu 
Grundstückseinfriedungen oder Einbauten wie z.B. Straßenlampen 
neben den Fahrbahnen sind bei den öffentlichen Verkehrsflächen 
zusätzlich zu berücksichtigen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
zu 1.) Ausgestaltung des Straßenraumes und erforderlichen Querschnittsbreiten: 
Die RASt06 ist eine Richtlinie, die anhand ausgewählter Beispielsituationen lediglich Emp-
fehlungen gibt. Ist eine Zuordnung in eine solch „typische Entwurfssituation“ nicht ohne wei-
teres möglich, so gibt es hilfsweise weitere beispielhafte Querschnittselemente. 
 
Vorliegend weist die Erschließungsstraße des Plangebietes die typischen Merkmale einer 
Wohnstraße auf, die bis zu einem Verkehrsaufkommen von ca. 400 Kfz stündlich vorgesehen 
sind. Im Plangebiet ist insgesamt von ca. 420 Pkw täglich auszugehen. Bei angenommen 10 
Stunden als verkehrlicher "Stosszeit" sind im Schnitt nur ca. 43 Kfz/h und somit nur etwa 
10% der RASt-Empfehlung zu erwarten, so dass diese Einordnung als unproblematisch an-
gesehen werden kann.  
In Erschließungsstraßen sind Fahrbahnbreiten zwischen 4,50m und 6,50m vorgesehen. Für 
Zweirichtungsfahrbahnen bei weniger als 70 Kfz/h und nur geringem Lkw-Verkehr wird sogar 
eine Fahrbahnbreite von 3,50m mit Ausweichstellen empfohlen (RASt06, Kap. 6 Tabelle 16). 
 
Fahrbahngassen, die, wie im Plangebiete vorgesehen, als Mischverkehrsflächen ausgeführt 
werden, sind in der Regel nur zwischen 3,00 bis 4,00m breit. Im Plangebiet vorgesehen sind 
5,50 m. 
Zur Ausgestaltung von Mischverkehrsflächen macht die RASt06 keine Angaben. 
In der Regel erfolgt aus Gründen der Erkennbarkeit/Verkehrssicherheit ein niveaugleicher 
Ausbau. Fahrbahnversätze, Blumenkübel oder sonstige Hindernisse sind als „Möblierung“ 
hier üblich. Auch Laterne dürften demnach in Mischverkehrsflächen zulässig sein.  
 
Vgl. zu Einbauten im Straßenraum nachstehenden Urteil: 

OLG Hamm, 14.3.1989 - 9 U 168/88 

Rechtsgrundlagen 
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LK-NWM 
2.4.1 

 
Forts. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

2. In der Begründung zum B-Plan ist unter Pkt. 4.5 dargestellt, dass 
die Planstraße „A“ als geschwindigkeitsreduzierter Bereich und die 
Planstraßen „B“ und „C“ als verkehrsberuhigter Bereich vorgese-
hen sind. In der Plandarstellung sind diese aber als normale Stra-
ßenverkehrsfläche dargestellt. Hier ist Übereinstimmung herzustel-
len. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

„…Zum Zwecke der Verkehrsführung dürfen in verkehrsberuhigten Zonen auch Later-
nen so aufgestellt werden, dass sie in die Fahrbahn hineinragen, wenn sie für den Kraft-
fahrer nicht unvermutet auftauchen und ohne Schwierigkeiten deutlich zu erkennen sind. 
In verkehrsberuhigten Zonen muss Schrittgeschwindigkeit eingehalten werden, es darf 
also höchstens mit einer Geschwindigkeit von 6 bis 8 km/h gefahren werden. Von der 
Gemeinde kann nicht verlangt werden, dass sie bei der Anlegung von verkehrsberuhig-
ten Zonen auch auf solche Kraftfahrer Rücksicht nimmt, die völlig unaufmerksam fahren. 
Dies würde zur Folge haben, dass dann in den verkehrsberuhigten Zonen eine Ver-
kehrsführung durch Aufstellung von an sich gut und rechtzeitig erkennbaren Hindernis-
sen nicht mehr erfolgen dürfte.“ 
 

Die Ausführungsunterlagen für die Erschließungsstraßen sind zur Genehmigung bei der 
Straßenaufsichtsbehörde eingereicht. Hier erfolgt die abschließende Prüfung des Sachver-
halts. 
 
Beschlussvorschlag: Der Satzungsbeschluss erfolgt nach Vorlage bzw. in Aussicht-
stellung der behördlichen Genehmigung. 
 
zu 2.) Differenzierung der Verkehrsflächen im BP:  
Die Einteilung der Straßenverkehrsfläche ist nicht Gegenstand der Bauleitplanung. Hierfür 
ist eine separate Erschließungsplanung erfolgt. 
Die Gemeinde kann Verkehrsflächen besondere Zweckbestimmung festsetzten. Sie muss 
dies aber nicht.  
Ist keine besondere Zweckbestimmung festgesetzt, so erfolgt die Gliederung der Verkehrs-
flächen im Zuge der Ausbauplanung unter Berücksichtigung der Widmung und des Straßen-
verkehrsrechts. Letzteres ist nicht Gegenstand der Bauleitplanung.  
Mit der Ausweisung von Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung kann die Gemeinde 
zum Ausdruck bringen, dass sie für Teile des BP z. B. einen verkehrsberuhigten Bereich 
anstrebt. Eine rechtliche Bindung für die Straßenbaubehörden entfaltet eine Festsetzung im 
Bebauungsplan jedoch nicht.  
Umgekehrt steht es der Gemeinde frei, innerhalb ausgewiesener öffentlicher Verkehrsflä-
chen eine Mischverkehrsfläche vorzusehen. Die zuständige Straßenbaubehörde kann dann 
im Einvernehmen mit der Gemeinde einen „verkehrsberuhigten Bereich“ im Sinne der Stra-
ßenverkehrsordnung (VwV-StVO Zeichen 325.1 und 325.2) anordnen.  
 
Eine gesonderte Festsetzung einer Verkehrsflächen mit der besonderen Zweckbestimmung 
verkehrsberuhigte Bereich ist daher im Zuge der Bauleitplanung nicht erforderlich und 
schränkt zudem die Gestaltungsfreiheit der Gemeinde ein. 
 
Beschlussvorschlag: Eine weitergehende Differenzierung der öffentlichen Straßenver-
kehrsfläche in verkehrsberuhigte oder geschwindigkeitsreduzierte Bereiche erfolgt im 
Zuge der Bauleitplanung nicht.



Gemeinde Lüdersdorf             Bebauungsplan Nr. 21 „Am Lüdersdorfer Graben“ 
 

Nr. Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange 
 

eigene Stellungnahme/ Abwägung/ Beschlussempfehlung 

 
 
 
 

LK-NWM 
2.4.1 

 
Forts. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

3. Die Gehwegbreite an der Planstraße „A“ unterschreitet die nach 
RASt 06, Bild 20, erforderliche Mindestbreite am Fahrbahnrand von 
2,30 m (1,80 m Verkehrsraum und 0,50 m Sicherheitsraum). 

 
 
 
 
 
 
Die Ausführungsunterlagen für die Erschließungsstraßen sind gemäß § 10 
StrWG-MV der Straßenaufsichtsbehörde in 3-facher Ausfertigung zur Ertei-
lung der Fachgenehmigung vorzulegen. 
 
 
 
 
Straßenbaulastträger 
Zum o. a. B-Plan gibt es keine Einwände. 
Es sind keine Straßen und Anlagen in unserer Trägerschaft betroffen. 
 
Abfallwirtschaftsbetrieb 
Aus Sicht des Abfallwirtschaftsbetriebes bestehen keine Bedenken gegen 
den vorgelegten Planungsstand.  
 
Über das vorgesehene Straßennetz kann die Abfallentsorgung für die unmit-
telbar hieran angrenzenden Grundstücke sichergestellt werden. Für die zu-
rückliegenden Grundstücke 7,8,11 werden entsprechende Behältersammel-
plätze an der Ringstraße ausgewiesen. Die Forderung aus der Stellung-
nahme vom 17.07.2019 wird damit berücksichtigt. Die übrigen Hinweise aus 
v.g. Stellungnahme werden ebenfalls berücksichtigt. 

 
zu 3.) Unterschreitung von Mindestgehwegbreiten:  
Auch an dieser Stelle sei darauf verwiesen, dass die RASt06 eine Richtlinie ist, die lediglich 
Empfehlungen gibt. Vorliegend ist die Gesamtstraßenraumbreite (der sog. lichte Raum) im 
Einmündungsbereich zur Hauptstraße / L 02 begrenzt (s. auch Verlauf der Gasleitung). 
Die RASt06 führt hierzu unter 5.1.1 Ermittlung eines empfohlenen Querschnitts aus: “Sollte 
weniger Raum zur Verfügung stehen, so kann die Eignung eines kleineren Querschnitts oder 
der Verzicht auf ein Querschnittselement geprüft werden.“ 
Hiervon wurde zugunsten eines gewünschten Fußweges und unter Berücksichtigung der 
seitens der Straßenbaubehörde vorgegebenen Fahrbahnmindestbreite von 5,50m Gebrauch 
gemacht.  
Die Ausführungsunterlagen für die Erschließungsstraßen sind zur Genehmigung bei der 
Straßenaufsichtsbehörde eingereicht. In diesem Zusammenhang erfolgt eine weitergehende 
Prüfung.  
 
Beschlussvorschlag: Der Satzungsbeschluss erfolgt nach Vorlage bzw. in Aussicht-
stellung der behördlichen Genehmigung. 
 
zur Stellungnahme des Straßenbaulastträgers:  
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
 
zur Stellungnahme des Abfallwirtschaftsbetriebs: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
 
 

2.4.2. Landkreis Nordwestmecklenburg, Kataster- und Vermessungsamt, Stellungnahme vom 18.12.2020 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Es wird mitgeteilt, dass es seitens des Kataster- und Vermessungsamtes 
weder Einwände noch Bedenken gibt. Weiter wird darauf hingewiesen, dass 
sich im B-Planbereich keine Aufnahme- und Sicherungspunkte des Lagenet-
zes befinden. Ansonsten ist auf den Erhalt von Grenzpunkten der Flurstücks-
grenzen zu achten. Falls diese Punkte von Baumaßnahmen berührt sind, 
sind sie durch geeignete Maßnahmen zu sichern. Bei Beschädigung oder 
Verlust der Punkte ist der Verursacher verpflichtet, sie auf eigene Kosten 
durch einen öffentlich bestellten Vermessungsingenieur oder durch das Ka-
taster- und Vermessungsamt wieder herstellen zu lassen. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
Die Plangrundlage wurde durch einen Vermesser erstellt, der die Richtigkeit der Unterlage 
bescheinigen wird. 
 
Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
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LK-NWM 
2.4.2 

 
Forts. 

 
 

 
Zudem wird darauf hingewiesen, dass die Übereinstellung der Planungsun-
terlagen mit dem aktuellen Liegenschaftskataster nicht geprüft wurde. 
 

2.4.3. Landesforstanstalt Mecklenburg-Vorpommern / Forstamt Grevesmühlen, Stellungnahme vom 11.12.2020 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Das Forstrechtliche Einvernehmen wird NICHT erteilt.  
Begründung:  
Zum Schutz des angrenzenden Waldes wird auf die Grundsatzregeln der 
§§1 (Gebot des Schutzes des Waldes) und 2 (Walddefinition) des Lan-
deswaldgesetzes. Als Waldrand ist die äußerste lotrechte Kante des Baum-
bestandes (Trauf) anzusehen; einschließlich an die Bäume angrenzende 
zum Waldrand gehörende Hecken, Sträucher oder vergleichbar bestockte 
Flächen sowie dazugehörige so genannte Nichtholzböden. 
Es werden diesbezüglich folgende Anmerkungen gegeben: 

- An den Bebauungsplan grenzt im Süden Wald (gem. §2 LWaldG) 
an (siehe untenstehendes Luftbild aus „Forst GAIA-MV“) 

 
- Als Waldrand wird einerseits die vor Ort deutlich erkennbare Zaun-

linie festgesetzt. Andererseits wird auf die Wald-Eigenschaft des im 
Plan ausgewiesenen Biotops BFX 2.2.1 Feldgehölz mit überwie-
gend einheimischen Baumarten verwiesen. 

- Mindestens die Baufenster 18 und 19 liegen vollständig im Wald-
abstand 

- Die Planung ist daher nicht mit der Norm des §20 LandesWaldG 
vereinbar. Ein neuer Plan ist einzureichen. 

 
 
Das Plangebiet liegt innerhalb eines bestehenden Siedlungsbereiches.  
Im Südwesten grenzt zunächst ein Wirtschaftsweg der Gemeinde Lüdersdorf an. Im An-
schluss befindet sich eine ehemalige Pferdeweide mit Stallgebäuden, auf der sich durch den 
Pflegerückstand der „Nichtnutzung“ in den vergangenen Jahren Gehölze entwickeln konn-
ten. Bei diesen unmittelbar an das Plangebiet angrenzenden Gehölzen auf der Wegeparzelle 
und dem südlichen Nachbargrundstück handelt es sich um wild aufgewachsenen, jungen 
und vergleichsweise niedrigen Bewuchs, der zunächst nicht als Wald eingestuft wurde. 
 
Südwestlich außerhalb des Plangebietes gibt es Waldbestände. Der Wald wurde entspre-
chend der Festsetzung des angrenzenden rechtswirksamen BP 13 sowie den Darstellungen 
des Flächennutzungsplanes und des Landschaftsplanes der Gemeinde Lüdersdorf in der 
Planung berücksichtig.  
Im unmittelbaren Grenzbereich zum Plangebiet sind Flächen für die Landwirtschaft überla-
gert mit einer Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur- 
und Landschaft (sog. SPE-Fläche) als Ausgleichsmaßnahme für die Ortsumgehung fest-
setzt. Diese Flächen sind als Grünlandflächen ausgewiesen und sollen entsprechend den 
Zielen des Landschaftsplanes als solche weiterentwickelt werden. In allen Darstellungen hal-
ten die Waldflächen einen ausreichenden Abstand von mehr als 30 m zum Plangebiet. 
 
Unter diesen Voraussetzungen und unter besonderer Berücksichtigung der vorgefundenen 
Topografie wurde der erste Planentwurf erstellt.  
Nachdem im Sommer 2019 im frühzeitigen Beteiligungsverfahren von keiner Seite Einwände 
bezüglich der Berücksichtigung von Waldbelangen vorgebracht wurden, wurde der Entwurf-
sprozess fortgeführt und die Erschließungsplanung begonnen. 
 
Vor dem Hintergrund der aktuellen Stellungnahme des Forstamtes wurde nun eine Neube-
urteilung erforderlich. Am 11. Februar 2021 wurde unter Beteiligung des Forstamtes und ei-
nes Vermessers der Waldrand aufgenommen. 
 
Nach § 2 des Waldgesetz für das Land Mecklenburg-Vorpommern ist als Wald jede mit Wald-
gehölzen bestockte Grundfläche definiert. Wenn seit Satzungsbeschluss eines BP mehr als 
zehn Jahre vergangen sind, gilt der tatsächliche Zustand.  
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LFA 
2.4.3 

 
Forts. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

- Es wird darauf hingewiesen, dass Veränderungen im Waldbestand 
(etwa zur Herstellung von Waldabständen) unzulässig sind und als 
ungenehmigte Waldumwandlungen sonderordnungsrechtlich zu 
verfolgen wären. 
 

 

Da der Satzungsbeschluss für den BP 13 bereits 2007 erfolgt ist, sind somit die Festsetzun-
gen des Bestands- BP bezüglich der angrenzenden Grünlandflächen obsolet.  
Auch die gemeindliche Wegeparzelle wird als Wald (im Sinne eines Waldweges) definiert. 
Die Waldkante ragt somit bis in das Plangebiet hinein. Zur Gefahrensicherung (Windwurf/ 
Waldbrand) ist bei der Errichtung baulicher Anlagen ein Abstand von 30 Metern zum Wald 
einzuhalten. 
Die Erteilung einer Ausnahme nach § 20 LWaldG auf Verringerung des Abstands baulicher 
Anlagen zum Wald, aufgrund der weitgehend nicht baumbestandenen Wegeparzelle und der 
verringerten Fallhöhe wegen des deutlich tiefergelegenen Geländes, wurde nicht in Aussicht 
gestellt. Gleiches gilt für eine Waldumwandlung.  
 
Da mehrere Grundstücke unter Berücksichtigung des Waldabstandes in ihrer Bebaubarkeit 
erheblich eingeschränkt sind bzw. nicht zu bebauen wären, wird eine Umplanung des Ent-
wurfes für den südwestlichen Teilbereich erforderlich.  
Damit ist der Bebauungsplan erneut auszulegen. Ein Vorentwurf der Neuplanung ist beige-
fügt.  
 
Beschlussvorschlag: Die Planzeichnung ist an die neuen Erfordernisse anzupassen.  
Der geänderte Entwurf ist erneut auszulegen.  

2.4.4. Amt für Raumordnung und Landesplanung Westmecklenburg, Stellungnahme vom 16.12.2020 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die angezeigten Planungsabsichten werden nach den Grundsätzen und Zie-
len der Raumordnung und Landesplanung gemäß Landesplanungsgesetz 
(LPIG) Mecklenburg-Vorpommern, Landesraumentwicklungsprogramm 
Mecklenburg-Vorpommern 2016 (LEP M-V) und dem Regionalen Raument-
wicklungsprogramm Westmecklenburg 2011 (RREP WM) beurteilt. 
 
Raumordnerische Bewertung: 
Da dem Vorhaben bereits mit der Stellungnahme vom 27.07.2020 zuge-
stimmt wurde, gilt die Zustimmung auf Grundlage der vorliegenden Unterla-
gen weiter fort.  
 
Bewertungsergebnis: 
Das Vorhaben ist mit den Zielen und Grundsätzen der Raumordnung und 
Landesplanung vereinbar. 
 
Abschließende Hinweise:  
Die landesplanerische Stellungnahme bezieht sich auf die Ziele und Grunds-
ätze der Raumordnung und Landesplanung und greift der erforderlichen Prü-
fung durch die zuständige Genehmigungsbehörde nicht vor. Sie gilt nur so 
lange, wie sich die Beurteilungsgrundlagen für das Vorhaben nicht ändern. 

 
 
 
 
 
 
Zu raumordnerische Bewertung: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
Ein Beschluss ist nicht erforderlich.  
 
 
zu Bewertungsergebnis: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
Ein Beschluss ist nicht erforderlich.  
 
zu abschließende Hinweise:  
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
Dem Amt für Raumordnung und Landesplanung Westmecklenburg wird ein Exemplar  des 
rechtskräftigen B-Planes zugesandt. 
Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
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2.4.4 
Forts. 

Die Gebietskörperschaft wird gebeten, dem Amt für Raumordnung und Lan-
desplanung Westmecklenburg ein Exemplar (Text- und Kartenteil) des 
rechtskräftigen Planes zur Übernahme in das Raumordnungskataster gem. 
§ 19 LPPIG zu übersenden. 
 

 

2.4.5. Staatliches Amt für Landwirtschaft und Umwelt Westmecklenburg, Stellungnahme vom 07.01.2021 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.4.5 

 
Forts. 
 

Nach Prüfung der übersandten Unterlagen wird in der Funktion als Träger 
öffentlicher Belange und aus fachtechnischer Sicht wie folgt Stellung genom-
men: 

 
1. Landwirtschaft/EU-Förderangelegenheiten 

Die Ausgleichsmaßnahmen werden vor Ort umgesetzt und verbrauchen 
keine landwirtschaftlichen Nutzflächen. 
Es werden keine Bedenken und Anregungen geäußert 
 

2. Integrierte ländliche Entwicklung 
Es wird mitgeteilt, dass das Plangebiet sich in keinem Verfahren zur Neure-
gelung der Eigentumsverhältnisse befindet. 
Bedenken und Anregungen werden deshalb nicht geäußert 
 

3. Naturschutz, Wasser und Boden 
Wird nachgereicht. 
 

4. Immissions- und Klimaschutz, Abfall- und Kreislaufwirtschaft 
Genehmigungsbedürftige Anlagen nach dem Bundes-Immissionsschutzge-
setz (BlmSchG) 
Es wird auf die Stellungnahme vom 15.07.2019 verwiesen, weitere Ergän-
zungen werden nicht vorgebracht. 
 
Stellungnahme vom 15.07.2019: 
Im Planungsbereich und seiner immissionsschutzrelevanten -Umgebung-
sind nachfolgende Anlagen bekannt, die nach dem Bundes-Immissions-
schutzgesetz (BlmSchG) genehmigt oder angezeigt wurden: 
 
Anlagenbetreiber Anlage Gemarkung Flurstück 

Landwirtschaftsbetrieb 
eG 

Anlage zum Halten 
und zur Aufzucht 
von Rindern/  
Güllelagerung 

Lüdersdorf 
Flur 1   172/ 278/3 

 
 
 
zu 1. Landwirtschaft/EU-Förderangelegenheiten: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
Ein Beschluss ist nicht erforderlich.  
 
 
zu 2. Integrierte ländliche Entwicklung: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
Ein Beschluss ist nicht erforderlich.  
 
 
zu 3. Naturschutz, Wasser und Boden: 
Eine Nachreichung ist bislang nicht eingegangen.  
Ein Beschluss ist nicht erforderlich.  
 
zu 4. Immissions- und Klimaschutz, Abfall- und Kreislaufwirtschaft 
 
 
 
 
 
 
 
Die Auswirkung der Planung hinsichtlich des Bestandsschutzes der Betriebe wurden gut-
achterlich untersucht. Im Ergebnis wurde festgestellt, dass die betriebliche Entwicklung der 
Betriebe in der Umgebung des Plangebietes durch die vorliegende Planung nicht einge-
schränkt wird. Im Umkehrschluss erfährt das Plangebiet keine erheblichen Einschränkungen 
durch die Betriebe. Dies ist in der Begründung ausführlich erläutert.  
 
Ein Beschluss ist nicht erforderlich.  
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Bioenergie Lüdersdorf 
GmbH 

Biogasanlage/ 
BHKW 

Lüdersdorf 
Flur 1 278 

 
Diese Anlage haben Bestandschutz. Davon ist bei allen weiteren Planungs-
maßnahmen auszugehen. 

2.4.6. Landesanglerverband Mecklenburg-Vorpommern e.V., Stellungnahme vom 16.12.2020 
 

 Nach dem § 15 des BNatSchG müssen bei einem Eingriff in die Natur ver-
meidbare Störungen unterlassen und unvermeidbare Beeinträchtigungen 
kompensiert werden Die Auswirkungen sowie der resultierende Kompensa-
tionsbedarf der geplanten Maßnahmen sollten anhand einer Eingriffs- und 
Ausgleichsbilanzierung ermittelt werden. Diese naturschutzrechtliche Be-
wertung muss den Hinweisen zur Eingriffsregelung des Landes entspre-
chen. 
Es ist davon auszugehen, dass die Auswirkungen auf die Natur gering aus-
fallen werden, da ein Großteil des Maßnahmengebiets anthropogen stark 
vorgeprägt ist. Zusätzlich ist positiv zu bilanzieren, dass eine Entsiegelung 
von Flächen geplant ist. 
 
Der vorliegenden artenschutzrechtlichen Fachbeitrag sowie die angeführten 
Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen werden in Bezug auf die Biotop-
kulisse sowie Artausstattung als zielführend und angemessen bewertet. 
Es wird befürwortet, dass der beantragte Eingriff in die Gehölzstrukturen vor 
bzw. nach der Reproduktionszeit der heimischen Brutvogelfauna durchge-
führt werden soll. 
Es wird darauf hingewiesen, dass vorhandene Nester und Baumhöhlen un-
mittelbar vor der Maßnahme auf die tatsächliche Nutzung als Fortpflan-
zungsstätte geprüft werden sollten. Werden Tiere während eines Reproduk-
tionszykluses angetroffen, müssen die Arbeiten bis zum dauerhaften Verlas-
sen der Jungtiere aufgeschoben werden.

 
 
 
 
zu Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung: 
Es handelt sich vorliegend um einen sog. Bebauungsplan der Innenentwicklung gem. § 13 a 
BauGB. In einem solchen Verfahren kann von der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB 
und dem Umweltbericht nach § 2 a BauGB abgesehen werden. Ein Ausgleich ist nicht erfor-
derlich, weil die Eingriffe gem. 13 a Abs. 2 Nr. 4 als bereits vor der planerischen Entschei-
dung erfolgt oder zulässig gelten. 
 
Ein Beschluss ist nicht erforderlich.  
 
zum artenschutzrechtlichen Fachbeitrag: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
 
Ein Beschluss ist nicht erforderlich.  
 

2.4.7. Landesamt für zentrale Aufgaben und Technik der Polizei, Brand- und Katastrophenschutz Mecklenburg-Vorpommern, Stellungnahme vom 07.12.2020 
 

 
 
 
 
 
 
 
2.4.7 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass aufgrund des örtlich begrenzten Umfangs 
der Maßnahme und der fehlenden Landesrelevanz das LPBK M-V als obere 
Landesbehörde nicht zuständig ist. Es wird darum gebeten sich bezüglich 
der örtlichen Belange Brand- und Katastrophenschutz an den als untere Ver-
waltungsstufe örtlich zuständigen Landkreis zu wenden.  
 
Es wird weiter darauf hingewiesen, dass gemäß § 52 LBauO der Bauherr für 
die Einhaltung der öffentlich-rechtlichen Vorschriften verantwortlich ist. Ins-

 
zur Zuständigkeit: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
 
Ein Beschluss ist nicht erforderlich.  
 
 
 
zu Kampfmittelbelastung:
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besondere wird auf die allgemeinen Pflichten als Bauherr hingewiesen, Ge-
fährdungen für auf der Baustelle arbeitende Personen so weit wie möglich 
auszuschließen.  
Dazu kann auch die Pflicht gehören, vor Baubeginn Erkundungen über eine 
mögliche Kampfmittelbelastung des Baufeldes einzuholen. 
Weiter wird außerhalb der öffentlichen Belange darauf hingewiesen, dass 
Monitionsfunde in Mecklenburg-Vorpommern nicht auszuschließen sind. 
Konkrete und aktuelle Angaben über die Kampfmittelbelastung (Kampfmit-
telbelastungsauskunft) der in Rede stehenden Fläche erhalten Sie gebüh-
renpflichtig beim Munitionsbergungsdienst des LPBK M-V.  
Auf der Homepage www.brand-kats-mv.de sind diesbezüglich unter „Muniti-
onsbergungsdienst“ folgende Dokumente zu finden: Antragsformular, Merk-
blatt über die notwendigen Angaben. 
 
Ein entsprechendes Auskunftsersuchen wird rechtzeitig vor Bauausführung 
empfohlen. Die Hinweise sind in Zukunft zu beachten.

Kampfmittelbelastungsauskunft wurde bereits eingeholt. Mit einer erhöhten Wahrscheinlich-
keit für Kampfmittelbelastungen ist nicht zurechnen.  
 
Ein Beschluss ist nicht erforderlich.  
 

2.4.8. Zweckverband Grevesmühlen, Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung, Stellungnahme vom 28.12.2020 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.4.8 

 
Forts. 

Die Stellungnahme des ZVG vom 22.07.2019 ist vollinhaltlich gültig, da sich 
die Grundzüge der Planung nicht geändert haben.  
Die Erschließungsvereinbarung zwischen dem Vorhabenträger und dem 
ZVG ist bereits geschlossen. Jede weiterführende Planung und Änderung ist 
dem ZVG erneut zur Stellungnahme vorzulegen. 
 
Stellungnahme vom 22.07.2019: 
 

1. Allgemeines 
Im weiteren Planverfahren muss vor Satzungsbeschluss eine Erschlie-
ßungsvereinbarung zwischen dem Erschließungsträger und dem ZVG 
abgeschlossen werden. 
 
Für alle Leitungen, die sich nicht im öffentlichen Bauraum befinden, müssen 
die erforderlichen Geh-, Fahr- und Leitungsrechte über eine Baulast bzw. 
Grundbucheintrag gewährleistet werden. Eine Bepflanzung der ZVG - Tras-
sen ist unzulässig. Ausnahmen bedürfen der Zustimmung des ZVG unter 
Anwendung des DVGW- Arbeitsblattes GW 125. 
 
2. Wasserversorgung 
Für die Erschließung des Gebietes ist die Erweiterung des Leitungsbestan-
des aus der Hauptstraße erforderlich. Die technische Planung ist mit den 
zuständigen Mitarbeitern des ZVG abzustimmen und vor Satzungsbeschluss 
vorzulegen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
zu 1. Allgemeines: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
Eine Erschließungsvereinbarung zwischen dem Erschließungsträger und dem ZVG ist abge-
schlossen. Die Hinweise zur Sicherung der Leitungstrassen werden berücksichtigt. 
 
Ein Beschluss ist nicht erforderlich.  
 
 
 
 
 
zu 2. Wasserversorgung: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
Es erfolgt eine Abstimmung mit dem ZVG vor Satzungsbeschluss. 
 
Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
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3. Löschwasserversorgung 
Löschwasser kann der ZVG nur im Rahmen seiner technischen und rechtli-
chen Möglichkeiten bereitstellen. In der näheren Umgebung zum B-Plan gibt 
es zwei Hydranten. Der Hydrant 87002-1007 bringt bei Einzelentnahme we-
niger als 48 m3/h, der Hydrant 87002-1097 bringt mehr als 48 m3/h aber 
weniger als 96 m3/h. Sollten neue Hydrantenstandorte notwendig werden, 
sind diese im Rahmen der Planung mit dem ZVG abzustimmen und in die 
Vereinbarung zur Bereitstellung von Trinkwasser für Löschwasserzwecke 
aufzunehmen. 
4. Schmutzwasserentsorgung 
Die Erschließung zum B-Plan erfolgt über eine Erweiterung des zentralen 
Schmutzwasserkanals in der Hauptstraße. Eventuell werden der Bau einer 
Rückhaltung bzw. eines Staukanals notwendig. Die technische Planung zur 
Erschließung ist mit den zuständigen Mitarbeitern des ZVG abzustimmen 
und vor Satzungsbeschluss vorzulegen. 
 
5. Niederschlagswasserbeseitigung 
Die Ortslage Lüdersdorf ist Bestandteil der Versickerungssatzung des ZVG. 
Das auf den privaten Grundstücken anfallende Niederschlagswasser soll da-
her grundsätzlich gemäß vorliegendem Baugrundgutachten versickert wer-
den. Bei der Versickerung des Regenwassers auf dem Grundstück ist darauf 
zu achten, dass Belange des Nachbarschaftsschutzes nicht beeinträchtigt 
werden. Von einer Beeinträchtigung ist besonders dann auszugehen, wenn 
Niederschlagswasser oberirdisch oder unterirdisch auf ein Nachbargrund-
stück abfließen kann. 
Die Anlagen zur Regenwasserversickerung sind auf der Grundlage des Ar-
beitsblattes DWA A 138 „Planung, Bau und Betrieb von Anlagen zur Versi-
ckerung von Niederschlagswasser" zu bemessen und zu bauen. Die gültigen 
Regeln der Technik sind bei der Herstellung zu beachten. 
Sollte eine Versickerung nicht oder nur teilweise möglich sein, sind andere 
Möglichkeiten der Niederschlagswasserbeseitigung zu suchen. Sollte die Er-
richtung eines öffentlichen Niederschlagswasserbeseitigungssystems not-
wendig werden, ist die technische Planung mit dem ZVG vor Satzungsbe-
schluss abzustimmen. 
(Als Anlagen wurden Bestandspläne zu Trinkwasser und Hydranten sowie 
Abwasser beigefügt.)  

zu 3. Löschwasserversorgung: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
Die Löschwasserversorgung wird in Abstimmung mit der Gemeinde Lüdersdorf und dem 
ZVG geplant.  
 
 
Ein Beschluss ist nicht erforderlich.  
 
 
zu 4. Schmutzwasserentsorgung: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
Die technische Planung zur Erschließung liegt vor und ist mit dem ZVG abgestimmt. 
 
Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
 
 
zu 5. Niederschlagswasserbeseitigung: 
Für das Plangebiet liegt eine Entwässerungskonzept vor, das bereits zur Genehmigung ein-
gereicht ist und insofern mit dem ZVG abgestimmt ist bzw. wird.  
 
Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
 
 

2.4.9. Straßenbauamt Schwerin, Stellungnahme vom 21.12.2020 
 

  
Seitens des Straßenbauamtes Schwerin bestehen in verkehrlicher, straßen-
baulicher und straßenrechtlicher Hinsicht keine Bedenken. 

 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
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Die Stellungnahme von 15.07.2019 hat auch für diese Entwurfsfassung Gül-
tigkeit. 
 
Stellungnahme vom 15.07.2019: 
Seitens des Straßenbauamtes Schwerin bestehen in verkehrlicher, straßen-
baulicher und straßenrechtlicher Hinsicht keine Bedenken. 
 
Unter Hinweis auf § 31 Absatz 1 des Straßen- und Wegegesetzes des Lan-
des Mecklenburg- Vorpommern (StrWG) sollte zur Umgehungstraße bauli-
chen Anlagen jeder Art in einer Entfernung bis zu 20 m gemessen vom äu-
ßeren Rand der gefestigten, für den Kraftfahrzeugverkehr bestimmten Fahr-
bahn, nicht errichtet werden. 
 
Die mit dem B-Plan einhergehende Gebietsausweisung für zusätzliche 
Wohnbebauungen ist unter Berücksichtigung der Emissionen (Lärm, Schad-
stoffe) aus vorhandenem Gewerbe, Bahn und Straßenverkehr als ungünstig 
zu beurteilen. Zusätzlich wird durch die vorgesehenen Ansiedlungen insbe-
sondere weiterer Verkehrslärm indiziert. 
 
Auf die Wahrung nicht gesundheitsbeeinträchtigender Immissionen für die 
umliegenden schutzwürdigen Bebauungen (z.B. Lärm) unter Berücksichti-
gung vorhandener Verkehrsträger (L 02, Ortsumgehung, Bahn, A20), Ge-
werbe und zusätzlicher Lärmimmissionen aus dem neuen Wohngebiet wird 
hingewiesen (Summation unterschiedlicher Lärmarten vgl. VGH München, 
Urteil vom 04.08.2017 - 9 15.378). 
Der Straßenbaulastträger der L 02 lehnt Lärmschutzforderungen aus von 
dieser Straße aus- gehenden Verkehrslärmimmissionen für das geplante 
Wohngebiet ab. Die L 02 ist als bestehende Straße anzusehen. Lärmschutz-
maßnahmen werden damit nicht vom BlmSchG geregelt. Ausreichender 
Lärmschutz für die vorgesehene Nutzung ist durch den Planungsträger zu 
sichern. 
 

Die Bauverbotszone fand in der Planung Berücksichtigung. Für den erforderlichen Lärm-
schutzwall, der eine bauliche Anlage darstellt, wurde eine Ausnahme beantragt. Die Geneh-
migung steht noch aus. Die sonstigen Ausführungen werden zur Kenntnis genommen.  
Die unterschiedlichen Lärmimmissionen fanden im vorliegenden Lärmschutzgutachten Be-
rücksichtigung.  
 
 
 
Beschlussvorschlag: Der Satzungsbeschluss erfolgt erst nach Erteilung der Geneh-
migung für den Lärmschutzwall.  
 

2.4.10. Wasser- und Bodenverband Stepenitz-Maurine, Stellungnahme vom 21.12.2020 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.4.10 

Es werden keine grundsätzlichen Bedenken gegen die Neuaufstellung des 
Bebauungsplanes geäußert.  
Die Vorflut für diesen Bereich bildet der Lüdersdorfer Graben (3), welcher 
sich als Gewässer zweiter Ordnung in der Unterhaltungspflicht des WBV be-
findet. Deshalb wird vom Wasser- und Bodenverband als Träger der Unter-
haltungslast für Gewässer zweiter Ordnung darauf hingewiesen, dass die 
Nutzung von Gewässern zweiter Ordnung zur Ableitung in Abstimmung mit 

 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Für das Plangebiet wurde ein Entwässe-
rungskonzept erstellt für dessen Umsetzung die erforderlichen Genehmigungen einzuholen 
sind. 
Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
 
 



Gemeinde Lüdersdorf             Bebauungsplan Nr. 21 „Am Lüdersdorfer Graben“ 
 

Nr. Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange 
 

eigene Stellungnahme/ Abwägung/ Beschlussempfehlung 

 
 

Forts. 
 
 

dem WBV gem. §7a Wasserhaushaltsgesetz und §8 des Landeswasserge-
setzes eine Einleitererlaubnis der zuständigen Wasserbehörde einzuholen 
ist 
Der WBV ist an der weiteren Planung zu beteiligen. 
Weiter wird zur Kenntnis genommen, dass das anfallende unbelastete Nie-
derschlagswasser auf den Grundstücken zur Versickerung gebracht werden 
soll.  
Die Stellungnahmen berechtigt nicht zur Ausführung jeglicher Arbeiten ohne 
Zustimmung der unteren Wasserbehörde des Landkreises NWM als Geneh-
migungsbehörde.

2.4.11. Amt Schöneberger Land, Stellungnahme vom 08.12.2020 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.4.11 

 

Es werden aus Sicht des Vorbeugenden Brandschutzes folgende Hinweise 
gegeben:  

1. Die Feuerwehrzufahrten müssen jederzeit durch deutlich sichtbare 
Randbegrenzung gekennzeichnet sein. 

2. Die Feuerwehrzufahrten und Feuerwehraufstellflächen müssen 
freigehalten werden (im Winter frei von Schnee und Eis). 

3. 3,50 Meter Mindestbreite der Straßen entsprechend f9r An- und Ab-
fahrt von Feuerwehrfahrzeugen (bei Kurven mindestens 5 Meter). 
Wendekreisdurchmesser von mindestens 21 m gemäß DIN 14090. 

4. Gesamtbelastbarkeit der Straßen von 16 t, einer Achslast von 10 t 
und ein Auflagedruck von mindestens 800 KN/m2 Flächenpressung 
DIN 14090. 

5. Sicherstellung einer ausreichenden Löschwasserbereitstellung 
nach DIN 18 230 Teil und des DVGW-Arbeitsblatt 405 oder einer 
Löschwasserentnahmestelle nach DIN 14210 oder 14230. 
 Die erforderliche Löschwassermenge muss in einem Umkreis 

von 300 m um das Objekt entnommen werden können. 
 Die Mindestzeit für die Entnahme beträgt 2 Stunden. 
 Auf dem Lüdersdorfer Kreisverkehr der L02 (nahe Hauptstraße 

28) befindet sich Richtung Selmsdorf ein Hydrant mit der Num-
mer 87001-1007 und der Auto-ID 681. Sein Volumen beträgt 48 
bis 96 m3 für die Dauer von 2 Stunden. 

 Bei Hauptstraße 13 befindet sich im Weg an der Hecke der 
Hydrant Nummer 87002-1097 und der Auto-ID 683. Sein Volu-
men beträgt 48 bis 96 m3 für die Dauer von 2 Stunden. 

 Um die Löschwasserversorgung auch innerhalb des Bebau-
ungsplanes 21 mit kurzen Wegen abzusichern, wird das Setzen 
eines neuen Hydranten an einem zentralen Standort empfoh-
len. 

 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und im Zuge der Erschließungsplanung be-
rücksichtigt.  
 
Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
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Forts. 
 

 Die Leistung der einzelnen Hydranten kann nicht summiert wer-
den. Sofern ein Löschwasserbedarf über dem Grundschutz von 
48m3/h besteht, kann dies nicht über das Trinkwassernetz ge-
währleistet werden und eine alternative Löschwasserentnah-
memöglichkeit (LW-Teich, Zisterne) ist nachzuweisen. 

 
2.4.12. BVVG Bodenverwertungs- und verwaltungs GmbH, Stellungnahme vom 02.12.2020 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.4.12 

Es wird mitgeteilt, dass dem BVVG derzeit keine Informationen über Sach-
verhalte vorliegen, die aus grundsätzlichen Erwägungen heraus gegen eine 
Realisierung des Vorhabens sprechen würden. unmittelbar südlich angren-
zenden an das Planungsgebiet verfügt die BVVG zz. noch über Eigentums-
flächen, die derzeit zur landwirtschaftlichen Nutzung vollständig verpachtet 
sind, u.a. die Flurstück 206 und 210/2, Flur 1, Gemarkung Lüdersdorf. Sollte 
sich im Zuge der weiteren Plankonkretisierung erweisen, dass zur Planrea-
lisierung das Interesse des Erwerbes dieser oder anderer BWG- Flurstücke 
in der Gemarkung besteht, soll sich an die BVVG gewandt werden. 
In jedem Fall wird darum gebeten die nachfolgend aufgeführten Sachver-
halte zu beachten und die BVVG am weiteren Fortgang des Planungsver-
fahrens zu beteiligen: 
 

- Jeglicher (zeitweilige oder dauerhafte) Inanspruchnahme von 
BVVG- Flächen wird, soweit nicht durch bestehende Ver-
träge/Rechte bereits vereinbart, nur zugestimmt, wenn dies aus 
technischen oder anderen objektiven Gründen erforderlich ist und 
dazu im Vorfeld die entsprechenden vertraglichen Abreden nach 
den gültigen BVVG- Vertragsmustern (i. d. R. Kaufvertrag oder Ge-
stattungsvertrag mit oder ohne dinglicher Sicherung) zu Stande 
kommen. 

- Die BVVG geht davon aus, dass eine rechtzeitige flurstücks- und 
flächenkonkrete Antragstellung, soweit hier überhaupt erforderlich, 
zum Abschluss von Verträgen seitens des Maßnahmeträgers oder 
eines bevollmächtigten Dienstleistungsunternehmens erfolgen 
wird. 

 
- Alle Flächen, die im Zuge der Maßnahme dauerhaft in Anspruch 

genommen werden und deren anderweitige zukünftige Nutzung 
dadurch ganz oder teilweise ausgeschlossen ist, sind von der 
BVVG zum jeweiligen Verkehrswert und nach den gültigen Ver-
marktungswegen anzukaufen. Das gilt auch für Flächen, die im 
Zuge ggf. erforderlicher Ausgleichsmaßnahmen in Anspruch ge-
nommen werden sollen oder für solche reserviert werden müssen. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Nach derzeitigem Kenntnisstand werden die 
benannten Flurstücke für die Realisierung der Planung nicht benötigt.  
 
Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
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- Die BVVG geht davon aus, dass nach der Realisierung der geplan-

ten Maßnahmen keine Veränderungen an dem betroffenen BWG- 
Vermögensgegenstand eintreten werden, die dessen Wert bezüg-
lich Nutzung und Verwertung negativ beeinträchtigen. Sollten sol-
che Veränderungen gegenüber dem Zustand des Vermögensge-
genstandes zum Zeitpunkt des Beginns der geplanten Maßnahme 
dennoch eintreten, geht die BVVG von einer Entschädigung im vol-
len Umfang des eingetretenen Wertverlustes aus bzw. behält sich 
das Recht zur Geltendmachung solcher Ansprüche ausdrücklich 
vor. 

  
- Jegliche Flächeninanspruchnahme ist mit der BVVG und den jewei-

ligen Nutzern/Pächtern gesondert vertraglich zu regeln und an 
diese ggf. entsprechend gesondert zu entgelten. Die BVVG stellt 
auf Anfrage die entsprechenden Informationen über Nutzer und 
Pächter zur Verfügung. 

 
- Soweit im Zuge der Realisierung der Maßnahmen ein Territorium 

betroffen ist, in dem ein Verfahren nach dem Flurbereinigungsge-
setz läuft, ist die zuständige Flurneuordnungsbehörde am Pla-
nungs- und Realisierungsverfahren zu beteiligen. 
 

- Die Vergewisserungspflicht über ggf. andere, parallel und/oder kon-
kurrierende dingliche Rechte an den betroffenen Grundstücken, 
insbesondere solcher nach § 9 GBBerG, liegt beim Maßnahmeträ-
ger bzw. von ihm bevollmächtigter Dritter. 

2.4.13. Hauptzollamt Stralsund, Stellungnahme vom 14.12.2020 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.4.12 

Es werden folgende Anmerkungen gegeben: 
 
1. Aus zollrechtlicher und fiskalischer Sicht werden keine Einwendungen 

gegen den Entwurf erhoben. 
 
2. Darüber hinaus werden folgende Hinweise gegeben: 

Das Plangebiet befindet sich im grenznahen Raum (§ 14 Abs. 1 ZollVG 
i. V. m. § 1, Anlage 1C der Verordnung über die Ausdehnung des grenz-
nahen Raumes und die der Grenzaufsicht unterworfenen Gebiete – 
GrenzAV -). Insoweit wird rein vorsorglich auf das Betretungsrecht im 
grenznahen Raum gem. § 14 Abs. 2 ZollVG hingewiesen, welches auch 
während etwaiger Bauphasen jederzeit gewährleistet sein muss. Dar-

 
 
Die Anmerkungen / Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
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über hinaus kann das Hauptzollamt verlangen, dass Grundstückseigen-
tümer und -besitzer einen Grenzpfad freilassen und an Einfriedungen 
Durchlässe oder Übergänge einrichten, das Hauptzollamt kann solche 
Einrichtungen auch selbst errichten (Sätze 2 und 3 ebendort). 

2.4.14. Deutsche Bahn AG, DB Immobilien, Stellungnahme vom 16.12.2020 
 

 Die Deutsche Bahn AG, DB Immobilien, als von DB Netz AG bevollmächtig-
tes Unternehmen, übersendet folgende Gesamtstellungnahme. 
Gegen die Planungen bestehen aus Sicht der Deutschen Bahn AG und ihrer 
Konzernunternehmen keine Bedenken. Öffentliche Belange der DB AG wer-
den hierdurch nicht berührt. 
 
Auf die durch den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung der Bahnanlagen ent-
stehenden Immissionen (insbesondere Luft- und Körperschall usw.) wird 
vorsorglich hingewiesen. Eine weitere Beteiligung der DB AG an dem Ver-
fahren ist nicht erforderlich. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
 

2.4.15. Travenetz GmbH, Stellungnahme vom 08.12.2020 
 

 Bezüglich des B.-Plan 21 „Am Lüdersdorfer Graben“ bestehen seitens der 
Travenetz keine Bedenken. 
Eine Gasversorgung ist nach Vorliegen des Energiebedarfs aus dem in der 
Hauptstraße vorhandenen System möglich. Sollte eine Gasversorgung ge-
wünscht sein, ist eine frühzeitige Beteiligung in der Planung notwendig, um 
eine reibungslose Erschließung zu gewährleisten. 
Für die Gasversorgung ist ein Planungsvorlauf von bis zu 6 Monaten zu be-
rücksichtigen.

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
 

2.4.16. Stellungnahme Landesamt für innere Verwaltung Mecklenburg-Vorpommern, Stellungnahme vom 02.12.2020 
 

 Stellt fest, dass sich gesetzlich geschützte Festpunkte der amtlich geodäti-
schen Grundlagennetzte des Landes Mecklenburg-Vorpommern in der Um-
gebung des Plangebietes befinden. Die genauen Standorte sind als Anlagen 
beigefügt.  
 

Die übersandten Unterlagen wurden geprüft. Alle benannten Festpunkte befinden sich au-
ßerhalb des Plangebietes und dessen Einflussbereich.  
Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
 

2.4.17. Deutsche Telekom Technik GmbH, Stellungnahme vom 15.12.2020 
 

 
 
 
 
2.4.17 

 
Forts. 

Beigefügt sind die aktuellen Bestandspläne der Telekommunikationsanlegen 
der Telekom im Plangebiet.  
Bei der Bauausführung ist darauf zu achten, dass vorhandene Telekommu-
nikationslinien zugänglich bleiben und Beschädigungen vermieden werden. 
Eine Erweiterung des Kabelnetztes ist grundsätzlich möglich  
 

Die Hinweise wurden zur Kenntnis genommen. Dem Erschließungsträger sowie dem 
Erschließungsplaner wurden die Unterlagen zur Beachtung weitergeleitet.  
Eine diesbezügliche Festsetzung im Bebauungsplan wird als nicht erforderlich erachtet.  
 
Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
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Es wird gebeten, folgende fachliche Festsetzung in den Bebauungsplan auf-
zunehmen: 
 
In allen Straßen und Gehwegen (oder ggf. unbefestigten Randstreifen) sind 
geeignete und ausreichende Trassen mit einer Leitungszone in einer Breite 
von ca. 1,0m für die Unterbringung der Telekommunikationslinien der Tele-
kom vorzusehen (die Unterbringung der TK-Linien in asphaltierten Straßen 
und Wegen führt erfahrungsgemäß zu erheblichen Schwierigkeiten bei der 
Bauausführung sowie der späteren Unterhaltung und Erweiterung dieser TK-
Linien). 
 
Generell ist die Telekom an einer koordinierten Erschließung des B-Planes 
sehr interessiert. Für den rechtzeitigen Ausbau des Telekommunikationsnet-
zes sowie die Koordinierung mit dem Straßenbau und den Baumaßnahmen 
der anderen Leitungsträger ist es notwendig, dass Beginn und Ablauf der 
Erschließungsmaßnahmen im Bebauungsplangebiet der Deutschen Tele-
kom Technik GmbH so früh wie möglich, mindestens 6 Monate vor Baube-
ginn, schriftlich angezeigt werden. 
 
Entsprechende Planungsvorgaben sind beigefügt.  
 

2.4.18. E.DIS Netz GmbH, Stellungnahmen vom 16.12.2020 und 02.03.2021 
 

 
 

Beigefügt sind die aktuellen Leitungs- und Anlagenbestände der E.DIS Netzt 
GmbH mit entsprechende Sicherheitsanweisungen.  
 
Zu den elektrischen Betriebsmitteln sind grundsätzliche Abstände nach DIN 
VDE 0100 und DIN VDSE 0101 einzuhalten. Vorhandene und in Betrieb be-
findliche Kabel dürfen nicht freigelegt oder überbaut werden.  
 
Für den Anschluss an Versorgungsnetzte der E.DIS Netz GmbH sind eine 
Erschließung und ggf. geeignete Flächen (s. z.B. Trafostation) im öffentli-
chen Bauraum erforderlich. Zur Standortbeurteilung ist ein entsprechender 
Antrag zu stellen.  

Die Hinweise wurden zur Kenntnis genommen. Sie betreffen die Erschließungsplanung 
und wurden dem Erschließungsträger sowie dem Erschließungsplaner zur Kenntnis 
Beachtung weitergeleitet.  
 
Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
 

 


